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VORWORT

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

rechtzeitig vor den im Frühjahr 2026 anstehenden Betriebsrats- und Personalratswah‐
len können wir die Dokumentation der zwölen bundesweiten Konferenz „Betriebs‐
räte im Visier“ vorlegen. Sie hat am 11. Oktober 2025 in Mannheim stattgefunden.

Die teilnehmenden Kolleginnen und Kollegen kamen vor allem aus den Bereichen 
Industrie, Dienstleistungen, Verkehr und Bildung. Die meisten von ihnen engagieren 
sich in betrieblichen Interessenvertretungen und sind vor allem in der IG Metall, der 
IGBCE und in ver.di organisiert, einzelne auch in der EVG und der GEW.

Im Mittelpunkt der diesjährigen Tagung stand die Frage, wie die Verteidigung gegen BR-
Mobbing und Gewerkschasbekämpfung in der Arbeitswelt noch besser gelingen 
kann.

Auf sehr beindruckende Weise stellten sieben Mitglieder des Betriebsrats und des 
IGBCE-Vertrauenskörpers von nora systems in Weinheim ihren basisorientierten und 
auf gängige Betriebsrats-„Privilegien“ verzichtenden Ansatz vor. Durch ihre syste‐
matische Präsenz in der Belegscha und ihren tagtäglichen Einsatz für die Interessen 
der Kolleginnen und Kollegen haben sie sich eine wachsende Anerkennung erarbeitet.

Wolfgang urner (Anlaufstelle gegen Union Busting beim IGM-Vorstand) sprach über 
die „Herausforderungen und Chancen“ bei den kommenden BR-Wahlen. Die organi‐
sationspolitischen Ziele der IG Metall sind herausfordernd: Wahlbeteiligung über 70 %, 
10.500 Betriebe mit BR und mit IGM-Mehrheit und ohne faschistische BR-Mandate. 
Es ist sehr zu wünschen, dass dies gelingt.

Alexander Mohrlang (IGM-Vorstand) referierte zum ema „Gegenmacht gegen Über‐
macht? − Gewerkschaen in Zeiten des rechtsautoritären Tech-Kapitalismus“. Seine 
Schlussfolgerungen haben es in sich: 1. Der gewerkschaliche „Fokus auf Wettbewerbs‐
fähigkeit führt in die Sackgasse“. 2. „Gewerkschaspolitik muss stärker vom Menschen 
aus gedacht werden“. Und 3. sind „Durchsetzungsfähigkeit und Machtressourcen“ 
der IGM systematisch zu stärken.

Wir freuen uns auf Euer Interesse und Eure weitere Unterstützung!

Wolfgang Alles (für das Komitee „Solidarität gegen BR-Mobbing!“)

Mannheim, im Dezember 2025
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KONFERENZBERICHT

Die von der 12. Bundeskonferenz „Betriebsräte im Visier“ am 11. Oktober 2025 in 
Mannheim einstimmig angenommene Entschließung fordert: „Arbeitsunrecht stop‐
pen! Demokratische Gegenmacht in der Arbeitswelt stärken!“.

Dort heißt es zu dem besorgniserregenden Geschehen in den Betrieben: „Dramatische 
Entwicklungen finden in der Arbeitswelt statt. Angriffe auf demokratische Grund- 
und Menschenrechte, auf Arbeitsbedingungen und Arbeits- bzw. Ausbildungsplätze 
nehmen stark zu. Firmenleitungen wollen erneut zehnttausende Arbeits- und Aus‐
bildungsplätze in den unterschiedlichsten Branchen vernichten. Von diesen Kahl‐
schlagplänen betroffene Kolleg:innen und deren Familien bangen um ihre Existenz 
und ihre Zukun.“

Und weiter: „Vor diesem Hintergrund verstärken sich die Attacken von Firmenlei‐
tungen nicht nur auf demokratische Interessenvertretungen wie Betriebs- oder Per‐
sonalräte, sondern auch auf die gewerkschaliche Organisierung in der Arbeitswelt.

Einer repräsentativen Erhebung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) der Bundesagentur für Arbeit vom 30. Mai 2025 zufolge gibt es in 76,3 % der 
Betriebe keine tarifvertraglichen Regelungen. Nur noch in 9,5 % aller Betriebe ab 5 
Beschäigten existiert ein Betriebs- oder Personalrat.

Unternehmensleitungen und die von ihnen angeheuerten Unrechtsanwälte nutzen 
skrupellos ,legale‘ und illegale Mittel, um sowohl aktive Betriebs- und Personalräte 
als auch engagierte Gewerkschasmitglieder einzuschüchtern und aus den Betrieben 
zu drängen. Solche Machenschaen beeinflussen schon jetzt massiv die 2026 stattfin‐
denden Betriebsrats- und Personalratswahlen.

Wer im Koalitionsvertrag der amtierenden Bundesregierung nach dem ema Ab‐
wehr von BR-Mobbing und Gewerkschasbekämpfung sucht, findet – weiße Flecken.“

Auch das in der Öffentlichkeit weitestgehend ignorierte Nachwirken des Arbeitsun‐
rechts der Nazi-Diktatur (zum Beispiel in Form der „Verdachtskündigungen“) war 
ema auf der Tagung im Mannheimer Gewerkschashaus.

Verdachtskündigungen widersprechen elementaren deutschen und internationalen 
Rechtsgrundsätzen. Durch sie findet eine Täter-Opfer-Umkehr statt. Das gemobbte 
Opfer wird eines angeblichen Vergehens beschuldigt und danach gekündigt. Ein von 
diesem Vorgehen betroffenes Betriebsrats- und Gewerkschasmitglied muss des‐
halb vor dem Arbeitsgericht seine Unschuld beweisen.

Betriebsräte fordern: „Arbeitsunrecht
stoppen! Demokratische Gegenmacht

in der Arbeitswelt stärken!“
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KONFERENZBERICHT

Gegen diese offenkundige Rechtsverdrehung wendet sich auch die von der Bundes‐
konferenz unterstützte Kampagne „‚Nie wieder ist jetzt!‘ − Fortwirken des faschisti‐
schen Arbeitsunrechts beenden!“ [weact.campact.de/petitions/nazi-unrecht].

In einem an die Vorstände von DGB und Einzelgewerkschaen gerichteten und un‐
ter anderem von Günter Wallraff gezeichneten Offenen Brief wird festgestellt: 

„Die mit Verdachtskündigungen einhergehenden schweren Verstöße gegen Grund- 
und Menschenrechte haben fatale Folgen: gesundheitlich zerstörte Menschen, schwer 
geschädigte Familienangehörige, ruinierte berufliche Existenzen und nicht zuletzt 
eingeschüchterte Belegschaen.

Die Förderung starker demokratischer Gegenmacht in Betrieben und der Gesell‐
scha ist jedoch eine wesentliche Voraussetzung, um Betriebsrats- und Gewerk‐
schasbekämpfung sowie den Vormarsch der Rechten stoppen zu können. […]

Es ist auch deshalb höchste Zeit, das skandalöse Fortwirken des faschistischen Ar‐
beitsunrechts in Deutschland zu beenden und konkret die ,Verdachtskündigung‘ zu 
verbieten.“

Am 10. Oktober 2026 findet in Mannheim die 13. Bundeskonferenz „Betriebsräte im 
Visier“ statt.

Mannheim, 12. Oktober 2025
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Grußwort von Kai Burmeister
(DGB-Vorsitzender Baden-Württemberg)

Kai Burmeister

Der Kampf um sichere Arbeitsplätze bestimmt derzeit die Arbeit vieler Gewerk‐
schaerinnen und Gewerkschaer.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ihr alle kennt die Sorgen um Jobabbau, um Ar‐
beitsplatzabbau, weil Manager sich im Moment aufmachen, dass die Beschäigten 
die Krise ausbaden sollen, nur damit Renditen gesichert werden. Das ist etwas, was 
derzeit uns alle fordert. Deswegen ist klar, dass wir Betriebsräte brauchen, die auf‐
recht ihre Rechte wahrnehmen können. Und deswegen ist unsere Konferenz heute 
hier in Mannheim so wichtig.

Nur mit Betriebsräten, nur mit starken Gewerkschaen werden wir es schaffen, dass 
Arbeit, Wohlstand und Sicherheit Kennzeichen unserer Wirtscha bleiben. Diese 
Konferenz kuckt dahin, wo es nicht gut läu, wo Betriebsräte unter Druck gesetzt wer‐
den, wo Betriebsräte rausgedrängt wurden. Und das ist bei weitem kein Einzelfall.

Ich habe mich gerade in dieser Woche mit einem Kollegen von Lieferando unterhalten, 
der dort Betriebsrat ist. Die Angriffe, die der Kollege geschildert hat, sind kein Zufall. 
Lieferando will keine Mitbestimmung. Lieferando geht aktiv gegen Betriebsräte vor, 
und das darf nicht sein. Deswegen müssen wir solche Fälle in die Öffentlichkeit bringen, 
und wir müssen Widerstand leisten. 

Auf der Tagung, die Ihr heute habt, steht auch der Name Tesla. Wir alle sind uns einig, 
wessen Geistes Kind der Tesla-Eigentümer ist. Der ist kein Demokrat, und sicher ist 

GRUSSWORTE

Das ursprüngliche Videogrußwort von Kai Burmeister ist im Netz abruar unter 
https://gegen-br-mobbing.de/konferenz-br-im-visier/324-grusswort-dgb-vom-
30-9-2025. Wir haben es für diese Dokumentation verschrilicht.
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auch der Angriff, den er gegen Gewerkschaen und Betriebsräte führt, alles andere 
als ein Zufall.

Tesla, Lieferando sind nur die großen Brocken. Viele Betriebsräte, besonders in klei‐
nen Unternehmen, kennen auch ganz andere, unterschwellige Formen des unter 
Drucksetzens, des Rausgedrängtwerdens.

Diese Konferenz soll Mut geben, soll Verbindungen schaffen. Sie unterstreicht, was 
wir Gewerkschaen können, nämlich uns solidarisch zusammenzuschließen. Nie‐
mand darf alleine bleiben, wenn Betriebsrat-Mobbing auaucht.

Ganz besonders werden neugewählte Betriebsräte unter Druck gesetzt. In etwa jede 
füne Neugründung wird aktiv durch Arbeitgeber behindert. Das hat die Hans-
Böckler-Stiung in einer Untersuchung festgestellt. Das ist auch nochmal ein Wach‐
rüttler, wo wir auch politische Maßnahmen erwarten. Auch die Justiz muss knall‐
hart gegen Betriebsrats-Mobbing vorgehen. Hier handelt es sich eben nicht um ein 
Kavaliersdelikt. Betriebsrat-Mobbing muss strafrechtlich konsequent verfolgt wer‐
den, da darf es keine Toleranz geben. Sich solidarisch zusammenschließen ist das ei‐
ne, es braucht immer Menschen, die sich ganz besonders engagieren.

Euer Netzwerk macht seit vielen Jahren da eine vorbildliche Arbeit, und ich möchte 
deshalb im Namen des DGB Baden-Württemberg vielen Dank sagen. Macht weiter 
so, wir werden das brauchen. 

Wir werden nächstes Jahr Betriebsratswahlen haben. Von da muss das Signal ausge‐
hen, dass wir einen demokratischen Auruch in den Betrieben haben – weil, ma‐
chen wir uns nichts vor, ich habe darauf hingewiesen was Unternehmen machen, 
nämlich dass Beschäigte mit Arbeitsplatzverlust die Zeche zahlen sollen.

Aber auch aus der Politik kommen besorgniserregende Ansagen. Beschäigte sol‐
len weniger Rechte haben. Deswegen möchte ich euch nochmal auf die Kampagne 
hinweisen, die wir machen zur Verteidigung des Acht-Stunden-Tages. Es kann nicht 
sein, dass Arbeitnehmer:innenrechte wie das Arbeitszeitgesetz gestutzt werden sol‐
len. Das werden wir nicht mitmachen. Wir wollen nicht rund um die Uhr arbeiten. 
Wir brauchen klare gesetzliche Schutzrechte. Wir brauchen mehr Tarifverträge, die 
uns schützen, und wir brauchen eben klare Rechte für Betriebsräte:

Deshalb nochmals alles Gute Euch, für Eure Konferenz, viel Glück! Wir sind solida‐
risch miteinander. Das Team Solidarität gewinnt!

GRUSSWORTE
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GRUSSWORTE

Liebe Kolleginnen und Kollegen, erst mal vielen Dank für die Möglichkeit, dass auch 
die Geschässtelle Mannheim hier wieder ein Grußwort hält.

Diese Konferenz ist uns schon zum zwölen Mal sehr wichtig, deswegen unterstützen 
wir sie mit allen Möglichkeiten, die wir so haben.

Mein Name ist Janna Köke, ich bin eine der Geschäsführerinnen der IG Metall Mann‐
heim und bin seit zwölf Jahren bei der IG Metall. Dies ist aber die erste Konferenz, 
bei der ich die Ehre habe, was zu sagen.

Die Konferenz „BR im Visier“ ist immer wichtig, aber in diesem Jahr ist sie natürlich 
nochmal besonders wichtig. Das liegt auch daran, dass wir 2026 ja auch ein wichti‐
ges Ereignis in unseren Betrieben haben, nämlich die Betriebsratswahlen.

Und gerade im Vorfeld davon gibt es in vielen Betrieben sehr, sehr starke Auseinan‐
dersetzungen: Es werden zum Beispiel Neugründungen verhindert oder Betriebsrats‐
mitgliedern wird geraten, vielleicht nicht mehr zu kandidieren.

Und ich glaube, wir müssen da in den nächsten Monaten nochmal einen starken Fokus 
darauflegen, weil wir uns als Gewerkschaen aktuell in einer sehr herausfordernden 
Zeit befinden.

Es gibt immer viele gute Momente unserer Arbeit, immer dann, wenn man in die Offen‐
sive kommt, wenn man es hinkriegt, mit Kolleginnen und Kollegen etwas zu gestal‐
ten, oder wenn man ihre Arbeitsbedingungen verbessern kann. 

Grußwort von Janna Köke
(IG Metall Mannheim)

Janna Köke
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GRUSSWORTE

Aber gerade befinden wir uns zumindest in unseren Branchen, in vielen unserer 
Branchen, nicht in allen, in sehr, sehr herausfordernden Zeiten. Wir haben immer 
wieder Angriffe auf Arbeitsplätze, auf die Mitbestimmung.

Und wir haben sogar in Betrieben, wo es eine über 100-jährige Tradition gibt, wo Be‐
triebsräte auch immer da waren, wo sie gute Arbeit gemacht haben, jetzt auf einmal von 
Geschäsleitungen Infragestellungen dieses Systems.

Und da müssen wir konsequent vorgehen. Gerade in solchen Krisenzeiten sieht man, 
wie sehr man Betriebsräte braucht.

Kolleginnen und Kollegen, es gibt ja auch in der neuen Resolution wieder das Stichwort 
Verdachtskündigung. Ich habe letzte Woche Spiegel Online gelesen. Da kam, ziem‐
lich unkritisch dargestellt, ein Arbeitgeberanwalt zu Wort.

Er konnte einfach erklären, wie man am besten Leute los wird (siehe Spiegel Online 
hinter Paywall). Und es war übertitelt mit: „Ich bin da gerade dabei, einen schwerbe‐
hinderten Betriebsrat zu kündigen, wir sind auf einem guten Weg“.

Es ist unsäglich, dass hierfür ein Forum gegeben wird und damit noch mehr Angst 
auf Beschäigte und auf Betriebsräte ausgeübt wird. Und er sagt auch was zum ema 
Kündigung, und ich finde, das passt ziemlich gut zu der Frage Verdachtskündigung. Er 
empfiehlt, man solle Arbeitnehmer zunächst vergraulen und dann mit einer Begrün‐
dung kündigen, die vor Arbeitsgerichten nicht bis zur letzten Instanz Bestand hätte. Das 
sei vielmals die Strategie, und das würde er gut finden, da es in den meisten Fällen 
funktionieren würde.

Kolleginnen und Kollegen, wir müssen da mehr an die Öffentlichkeit gehen, wir müs‐
sen diejenigen sein, die zeigen, was da genau mit den Kolleginnen und Kollegen, mit 
der Mitbestimmung, mit einem hohen Gut in diesem Land geschieht. Wie Wolfgang 
gesagt hat, gerade in den jetzigen Zeiten, auch was den Rechtsruck betri, aber auch was 
Angriffe auf die Industrie betri, müssen wir da sehr wachsam sein und uns auch 
darauf konzentrieren.

Wir haben sowieso Probleme, was Mitbestimmung und Arbeitnehmerrechte betri, 
z. B. durch ständige Ausgliederungen. Am Ende steht dann ein Kollege ohne Abfindung 
da, da sein Betrieb mittlerweile nicht mal mehr 10 Beschäigte hat, er aber vor 40 
Jahren in einem großen Konzern angefangen hatte. 

Und ich glaube auch in diesen Bereichen, auch in den bisher von uns noch nicht orga‐
nisierten, da müssen wir noch stärker hingucken, und da müssen wir uns noch stär‐
ker für die gesetzliche Regelungen stark machen.

Apropos gesetzliche Regelungen: Letztes Jahr gab es ja mal einen Entwurf des Tarif-
treuegesetzes. Da war vorgesehen unserer Forderung nachzukommen, nämlich, dass 
im §119 Betriebsverfassungsgesetz Straaten gegen Betriebsverfassungsorgane und 
ihre Mitglieder von Antragsdelikten zu einem Offizialdelikt werden. Ich habe mir 
jetzt extra noch mal den neuen Entwurf des Tarireuegesetzes angeguckt. Da ist das 
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nicht mehr enthalten, es tritt in der Agenda der Bundesregierung überhaupt nicht 
mehr auf.

Kolleginnen und Kollegen, Eure Konferenz ist auch in diesem Jahr wichtiger als je zu‐
vor. Ich wünsche Euch einen sehr guten Verlauf. Lasst uns zusammen dafür kämpfen, 
dass Union Busting und Mobbing gegen Betriebsräte zurückgedrängt werden. Kol‐
leginnen und Kollegen, einen schönen Verlauf Eurer Veranstaltung!
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Zunächst mal für die, die mich noch nicht kennen: Mein Name ist Nadja Kürten, seit 
2016 bin ich als Gewerkschassekretärin bei ver.di tätig und zuständig für den Fach‐
bereich B Öffentliche und private Dienstleistungen, Sozialversicherung und Verkehr 
gemeinsam mit Lukas Hodann. Ich überbringe heute gerne solidarische Grüße des 
ver.di-Bezirks Rhein-Neckar.

Einige kennen mich sicher auch von der Veranstaltung am 1.7.2025 als wir am Pa‐
radeplatz unter glühender Hitze einen Infostand zum ema hatten und danach auch 
eine Aktion vor der Gemeinderatssitzung gemacht haben.

Manchen bin ich vielleicht auch bekannt, weil ich vor einigen Jahren schon selbst 
Betroffene war beim Konflikt des Betriebsrates mit der Volksbank Kraichgau.

Bei der Veranstaltung im Sommer dieses Jahres ging es auch um die emen rund 
um Mobbing, Schikane von Betriebsratsgremien und am Ende sogar Gewerkschas‐
zerschlagung (Union Busting).

Betroffen war damals hauptsächlich der BR der Mannheimer Parkhausbetriebe (MPB). 
Die Kolleg:innen können heute leider nicht da sein, soweit mir bekannt ist.

Und es ging auch um die Rau Verwaltungs GmbH, eine Busfirma. Die BR-Vorsitzende 
Wanda ist heute da. Schön, dass es Dich gibt, liebe Wanda und schön, dass Du da bist.

Wir wissen, was Mobbing am Arbeitsplatz im Allgemeinen bedeutet: Es nimmt lei‐
der immer mehr zu. Menschen werden unter Druck gesetzt, werden schikaniert und 
werden am Ende krank, wenn sie nicht aufgefangen werden, bzw. wenn sie nicht wis‐
sen, wie man damit umgeht. 

Grußwort von Nadja Kürten
(ver.di Rhein-Neckar)

Nadja Kürten
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Schikane von Betriebsratsgremien – soll das normal sein?

Ich hätte nie gedacht, dass es immer noch Betriebe gibt, die ein Problem damit haben, 
dass Betriebsräte ihre Mitbestimmung wahrnehmen wollen.

Die nicht akzeptieren wollen, dass plötzlich jemand mitreden möchte. 

Im Sinne der Gesetze. Im Sinne der Demokratie. Auf Augenhöhe.

Es muss gekämp werden um Kleinigkeiten, wie BR-Büros, Schlüssel oder Räumlich‐
keiten für Betriebsversammlungen.

Aber es geht natürlich auch um viel mehr. Um persönliche Schikane, um Angriffe aus 
der eigenen Belegscha und um das Fertigmachen der Kolleg:innen. Es wird auch in 
Kauf genommen, dass Kolleg:innen sogar zu Tode kommen könnten. Alles in allem 
ist das mehr als unschön!

Bei den MPB war es gut, dass wir in der Öffentlichkeit waren. Es hat zu viel Aufruhr in 
der Politik geführt – auch bei den Vertreterinnen im Aufsichtsrat.

Es hat sich vieles bewegt. Aber aus meiner Sicht noch nicht genug.

Eine angedachte Mediation fand leider immer noch nicht statt. Meines Wissens ist sie 
bislang noch nicht mal terminiert.

Ein geplanter Workshop zur Vorbereitung dessen, musste in dieser Woche krankheits‐
bedingt leider abgesagt werden. Nun sind wir da mitten in der Terminfindung. 

Es bleibt nach wie vor spannend.

Am Ende wird alles gut. Und wenn nicht, dann ist es noch nicht das Ende.

Bei den Kolleg:innen von Rau ist es mittlerweile so, dass die Firma insolvent zu sein 
scheint und einige der Kolleg:innen unter Beihilfe von Wanda nun auch die Mög‐
lichkeit haben, sich bei anderen ÖPNV-Unternehmen vorzustellen und teilweise auch 
anzufangen. Manche sind in eine Transfergesellscha übergegangen. 

Die MPB und die Rau Verwaltungs GmbH sind nur zwei Beispiele. Es gibt sicher viel 
mehr. Auch hier wird am Ende hoffentlich alles gut.

Den Umgang mit den Betriebsräten dürfen wir auch künig nicht weiter dulden. Sei 
es von den Führungskräen aus oder was teilweise genauso schlimm ist, von der Be‐
legscha aus. Wir müssen Einfluss nehmen, darüber reden und die Öffentlichkeit 
informieren. Immer zu gegebener Zeit. In Absprache mit den Betroffenen.

Vielen Dank an der Stelle an das Solikomitee! Ohne Euch hätte ich persönlich aber 
auch die betroffenen BRs, für die Ihr Euch stark macht, einiges nicht so hingekriegt. 
Danke auch an alle, die uns in der Vergangenheit unterstützt haben. Bei Arbeitsge‐
richtsterminen, Gesprächen und Beratungen.
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ANALYSE I – KRÄFTEVERHÄLTNISSE ÄNDERN

Schwerpunkt BR-Wahl – 
Kräfteverhältnisse ändern

Betriebsratskollegen,  Schwerbehindertenvertretung und IGBCE-Vertrauensleu‐
te von nora systems GmbH stellten der Konferenz die nachfolgenden Folien zum 
ema „Schwerpunkt BR-Wahl – Kräeverhältnisse ändern“ vor.

IGBCE-Kollegen von nora systems GmbH
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ANALYSE I – KRÄFTEVERHÄLTNISSE ÄNDERN
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ANALYSE I – KRÄFTEVERHÄLTNISSE ÄNDERN
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ANALYSE I – KRÄFTEVERHÄLTNISSE ÄNDERN
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ANALYSE I – KRÄFTEVERHÄLTNISSE ÄNDERN
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ANALYSE I – KRÄFTEVERHÄLTNISSE ÄNDERN
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ANALYSE I – KRÄFTEVERHÄLTNISSE ÄNDERN
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ANALYSE II – ERFOLGREICH IN DEN BETRIEBSRATSWAHLEN

„Erfolgreich in den 
 Betriebsratswahlen“

So lautete die Überschri der Überlegungen seitens der IG Metall zur Vorberei‐
tung der  anstehenden BR-Wahlen, die Wolfgang urner (Anlaufstelle gegen 
Union Busting beim IGM-Vorstand) bei der Tagung präsentierte. 

Wolfgang urner
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ANALYSE II – ERFOLGREICH IN DEN BETRIEBSRATSWAHLEN
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ANALYSE II – ERFOLGREICH IN DEN BETRIEBSRATSWAHLEN
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ANALYSE II – ERFOLGREICH IN DEN BETRIEBSRATSWAHLEN
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ANALYSE II – ERFOLGREICH IN DEN BETRIEBSRATSWAHLEN
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ANALYSE III – GEGENMACHT GEGEN ÜBERMACHT??

„Gegenmacht gegen Übermacht?“

Alexander Mohrlang (IGM-Vorstand, FB Personal) referierte auf der Zusammen‐
kun in Mannheim über „Gegenmacht gegen Übermacht? – Gewerkschaen in 
Zeiten des rechtsautoritären Tech-Kapitalismus“.

Alexander Mohrlang
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IMPULSVORTRAG „ARBEITSUNRECHT STOPPEN“

„Arbeitsunrecht stoppen – 
Verdachtskündigungen verbieten!“

Impulsvortrag des Komitees „Solidarität gegen BR-Mobbing!“

Die aktuellen Entwicklungen in der Arbeitswelt sind dramatisch. Hemmungslose An‐
griffe auf demokratische Grund- und Menschenrechte, auf Arbeitsbedingungen und 
Arbeits- bzw. Ausbildungsplätze nehmen stark zu.

Erneut wollen Firmenleitungen zehnttausende Arbeits- und Ausbildungsplätze in den 
unterschiedlichsten Branchen vernichten. Davon betroffene Kolleginnen und Kollegen 
und deren Familien bangen um ihre Existenz und ihre Zukun.

Welch eine Verkommenheit in einem Land, in dem immer offener von Wirtscha und 
Politik unsere Grund- und Menschenrechte ignoriert oder gar offensiv mit Füßen ge‐
treten werden. 

Anscheinend gibt es mittlerweile einen neuen Artikel 1 des Grundgesetzes (GG). Statt des 
formal geltenden Satzes „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ soll es nun nach dem 
Willen von Wirtschasbossen real heißen: „Die Höhe der Profite ist unantastbar“.

Denn viel zu o rechtfertigen Unternehmensleitungen mittlerweile ihre Kahlschlag‐
vorhaben in der Arbeitswelt nicht nur mit dem „Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit“ und 
deshalb „notwendigen Kostensenkungen“, sondern auch ganz offen mit „zu niedrigen 
Gewinnen“. 

Welch ein Skandal in einem Land, in dessen Grundgesetz-Artikel 14 die Rede von einer 
Sozialbindung des Eigentums ist: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ 

Warum kommen bis jetzt viel zu wenige in Gewerkschaen, Politik und Öffentlichkeit 
auf die Idee, diese Verpflichtung lautstark einzufordern? 

Bei der Gelegenheit ist auch an den nicht zufällig nachfolgenden, ergänzenden Artikel 15 
Grundgesetz zu erinnern: „Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel kön‐
nen zum Zwecke der Vergesellschaung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Ent‐
schädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtscha 
überführt werden.“

Laut einer repräsentativen Erhebung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor‐
schung (IAB) der Bundesagentur für Arbeit vom 30. Mai 2025 gibt es aktuell lediglich 
in 23, 7 % der Betriebe tarifvertragliche Regelungen. In nur noch 9,5 % aller Betriebe 
ab 5 Beschäigten gibt es einen Betriebs- oder Personalrat.

Diese bedrohlichen Zahlen fallen nicht vom Himmel. Denn skrupellos nutzen Unter‐
nehmensleitungen und die von ihnen angeheuerten Unrechtsanwälte alle möglichen 
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legalen und illegalen Mittel, um sowohl aktive Betriebs- und Personalräte als auch en‐
gagierte Gewerkschasmitglieder aus den Betrieben zu drängen.

Widerstand gegen diese skandalösen Zustände ist erforderlich. Vor allem deshalb sind wir 
heute zur zwölen bundesweiten Konferenz „Betriebsräte im Visier“ im Mannheimer 
Gewerkschashaus zusammengekommen. 

In der Einladung zu unserer Tagung haben wir geschrieben: „Wer im Koalitionsvertrag 
der neuen Bundesregierung nach dem ema Abwehr von BR-Mobbing und Gewerk‐
schasbekämpfung sucht, findet – weiße Flecken. Die Ampel-Koalition hatte noch be‐
schlossen, den § 119 Betriebsverfassungsgesetz von einem Antrags- in ein Offizialdelikt 
umzuwandeln. Passiert ist – nichts.“

Im letzten Jahr haben wir einen Offener Brief mit der Überschri „‚Nie wieder ist jetzt!‘: 
Fortwirken des faschistischen Arbeitsunrechts beenden!“ veröffentlicht. Er ist an die 
Vorsitzenden der Einzelgewerkschaen und des DGB gerichtet. Erstunterzeichner dieses 
Schreibens ist Günter Wallraff. 

In unserem Offenen Brief heißt es unter anderem: „Die Durchsetzung eines ‚Rechts des 
Stärkeren‘ und die damit verbundene illegale Bekämpfung von betrieblichen und gewerk‐
schalichen Interessenvertretungen ist ein extrem beunruhigendes Phänomen.

Die Täter werden meist weder rechtlich verfolgt noch belangt. Sie können vielmehr das 
Mittel der ‚Verdachtskündigung‘ gegen Betriebsräte und gewerkschalich Aktive skru‐
pellos anwenden, obwohl es elementaren Rechtsgrundsätzen widerspricht. Denn die 
gemobbten und gekündigten Opfer müssten ihre Unschuld beweisen! 

Dieser Skandal beruht vor allem auf dem Nachwirken des faschistischen Arbeitsunrechts 
bis heute. Nach der Errichtung der faschistischen Diktatur 1933 wurden Gewerkschaen 
und Betriebsräte verboten. Das bisherige Arbeitsrecht wurde 1934 mit dem ‚Gesetz zur 
Ordnung der nationalen Arbeit‘ konsequent in Unrecht umgewandelt. 

Die dort festgeschriebene Verpflichtung der ‚Betriebsgefolgscha‘ zur ‚Treue‘ gegenüber 
dem ‚Betriebsführer‘ war schwerwiegend. Angebliche Verstöße gegen die Treuepflicht 
konnten seither mit ‚Verdachtskündigungen‘ geahndet werden. 

Im Nachkriegsdeutschland passte das Bundesarbeitsgericht (BAG) unter maßgeblicher 
Beteiligung von bereits in der Nazidiktatur tätigen Juristen wie dem 1. BAG-Präsidenten 
Nipperdey wesentliche Elemente des faschistischen Arbeitsunrechts ‚demokratisch‘ an. 

Das hatte insbesondere die massive Einschränkung des Streikrechts zur Folge, das Verbot 
politischer Betätigung im Betrieb, die ‚Treuepflicht‘ gegenüber dem ‚Arbeitgeber‘, die 
‚Betriebsgemeinscha‘, die „vertrauensvolle Zusammenarbeit‘ und nicht zuletzt die „Ver‐
dachtskündigungen‘. Das BAG hält bis heute an dieser unseligen Tradition nicht nur fest, 
es hat sogar seine Rechtsprechung durch die Möglichkeit einer ‚grundlosen fristlosen 
Verdachtskündigung‘ verschär. 

Nach Auffassung von Juristinnen und Juristen stellt die Verdachtskündigung einen Verstoß 
gegen das Grundgesetz dar – konkret gegen Artikel 12 Absatz 1 (Recht auf freie Wahl 

IMPULSVORTRAG „ARBEITSUNRECHT STOPPEN“
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des Arbeitsplatzes) und Artikel 20 Absatz 3 (Bindung der Rechtsprechung an Gesetz 
und Recht). […] 

Stattdessen ist die Übertragung des Grundsatzes ‚im Zweifel für den Angeklagten‘ auf das 
Arbeitsrecht unter Bezugnahme auf Artikel 6 Absatz 2 (Recht auf ein faires Verfahren) der 
Europäischen Menschenrechtskonvention erforderlich. Dort heißt es: ‚Jede Person, die 
einer Straat angeklagt ist, gilt bis zum gesetzlichen Beweis ihrer Schuld als unschul‐
dig. ‘ […]

Die mit Verdachtskündigungen einhergehenden schweren Verstöße gegen Grund- und 
Menschenrechte haben fatale Folgen: gesundheitlich zerstörte Menschen, schwer geschä‐
digte Familienangehörige, ruinierte berufliche Existenzen und nicht zuletzt eingeschüch‐
terte Belegschaen. […] 

‚Nie wieder ist jetzt!‘ gilt daher besonders für die Arbeitswelt. Denn gerade dort, wo faschis‐
tisches Unrecht nach wie vor ‚Recht‘ ist, wird Widerstand zur Pflicht! Es ist auch deshalb 
höchste Zeit, das skandalöse Fortwirken des faschistischen Arbeitsunrechts in Deutsch‐
land zu beenden und konkret die ‚Verdachtskündigung‘ zu verbieten. 

Es ist die ureigenste Aufgabe des DGB und der Einzelgewerkschaen dies bei Politik 
und Justiz konsequent einzufordern.“

Mittlerweile haben viele hundert Kolleginnen und Kollegen diesen Aufruf unterstützt. 
Das reicht aber noch lange nicht aus. Wir werden ihn deshalb verstärkt im Netz noch 
bekannter machen. 

Vor allem aber sollten wir alle unseren Offenen Brief in der Arbeitswelt und in unseren 
Gewerkschaen verbreiten. 

Wir sollten für seine Unterstützung werben, sei es in Betriebsrats- oder Personalratsgre‐
mien, in Vertrauenskörpern, Betriebsversammlungen, in Delegiertenversammlungen 
oder bei den jetzt anstehenden DGB-Delegiertenkonferenzen.

Wir alle sind aufgefordert, unsere demokratische Gegenmacht in den Betrieben und der 
Gesellscha zu stärken. Denn sie ist eine wesentliche Voraussetzung, um Betriebsrats-
 und Gewerkschasbekämpfung sowie den Vormarsch der rechten Demokratiefeinde 
stoppen zu können.

IMPULSVORTRAG „ARBEITSUNRECHT STOPPEN“
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ENTSCHLIESSUNG DER 12. BUNDESKONFERENZ

Entschließung der 12. Bundeskonferenz
„Betriebsräte im Visier“

Arbeitsunrecht stoppen!
Demokratische Gegenmacht in der

Arbeitswelt stärken!      

Dramatische Entwicklungen finden in der Arbeitswelt statt. Angriffe auf demo‐
kratische Grund- und Menschenrechte, auf Arbeitsbedingungen und Arbeits- 
bzw. Ausbildungsplätze nehmen stark zu. Firmenleitungen wollen erneut zehnt‐
tausende Arbeits- und Ausbildungsplätze in den unterschiedlichsten Branchen 
vernichten. Von diesen Kahlschlagplänen betroffene Kolleg:innen und deren Fa‐
milien bangen um ihre Existenz und ihre Zukun.

Anscheinend gilt mittlerweile ein neuer Artikel 1 des Grundgesetzes. Statt der gel‐
tenden Festlegung „Die Würde des Menschen ist unantastbar“ heißt es nun real 
„Die Höhe der Profite ist unantastbar“. Statt der Beachtung der im Grundgesetz-Ar‐
tikel 14 festgelegten Sozialbindung des Eigentums ist nun fast nur noch die Rede 
von „Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit“, „notwendigen Kostensenkungen“ und 
„zu niedrigen Gewinnen“. 

Diese bedrohliche, antidemokratische Entwicklung fällt nicht vom Himmel. In 
Verbindung mit dem anhaltenden politischen Rechtsruck wird die Durchsetzung 
eines „Rechts des Stärkeren“ zur menschenverachtenden Normalität. 

Vor diesem Hintergrund verstärken sich die Attacken von Firmenleitungen nicht 
nur auf demokratische Interessenvertretungen wie Betriebs- oder Personalräte, 
sondern auch auf die gewerkschaliche Organisierung in der Arbeitswelt. 

Einer repräsentativen Erhebung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor‐
schung (IAB) der Bundesagentur für Arbeit vom 30. Mai 2025 zufolge gibt es in 
76,3 % der Betriebe keine tarifvertraglichen Regelungen. Nur noch in 9,5 % aller 
Betriebe ab 5 Beschäigten existiert ein Betriebs- oder Personalrat.

Unternehmensleitungen und die von ihnen angeheuerten Unrechtsanwälte nutzen 
skrupellos „legale“ und illegale Mittel, um sowohl aktive Betriebs- und Personal‐
räte als auch engagierte Gewerkschasmitglieder einzuschüchtern und aus den 
Betrieben zu drängen. Solche Machenschaen beeinflussen schon jetzt massiv 
die 2026 stattfindenden Betriebsrats- und Personalratswahlen.

Wer im Koalitionsvertrag der amtierenden Bundesregierung nach dem ema Ab‐
wehr von BR-Mobbing und Gewerkschasbekämpfung sucht, findet – weiße Flecken. 
Die Ampel-Koalition hatte noch beschlossen, den § 119 Betriebsverfassungsgesetz 
von einem Antrags- in ein Offizialdelikt umzuwandeln. Passiert ist – nichts.
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Auch das Nachwirken des Arbeitsunrechts der Nazi-Diktatur (zum Beispiel in 
Form der „Verdachtskündigungen“) wird in der Öffentlichkeit weitestgehend 
ignoriert und von der deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit als „legal“ angesehen. 
Dabei ist offensichtlich, dass es elementaren deutschen und internationalen Rechts‐
grundsätzen widerspricht.

Widerstand gegen diese skandalösen Zustände ist angesagt. Wir bekräigen des‐
halb die Feststellung unserer letztjährigen Konferenz: „Es ist zwingend erforder‐
lich, demokratische Gegenmacht in der Arbeitswelt zu stärken. Sie ist wesentlich, 
um Betriebsrats- und Gewerkschasbekämpfung, die sich verschärfenden An‐
griffe auf Arbeitsplätze und den auch dadurch weiter geförderten bedrohlichen 
Rechtsruck stoppen zu können.“

Dazu aufgerufen sind alle demokratischen Kräe, insbesondere aber wir mit un‐
seren Gewerkschaen.

Wann, wenn nicht jetzt? Wo, wenn nicht hier? Wer, wenn nicht wir?

12. Bundesweite Konferenz „Betriebsräte im Visier“
Mannheim, den 11. Oktober 2025


